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Entwicklungszusammenarbeit – Fokus Frauen

Petra Bayr, SPÖ-Bereichssprecherin für Entwicklungszusammenarbeit,

zu den Themen: AIDS/HIV, Weibliche Genitalverstümmelung

Es gibt gute Gründe, warum Frauen in der Entwicklungszusammenarbeit besondere Berücksichtigung finden müssen. Zum einen, weil sie besonders von Armut, Hunger und Ausbeutung betroffen sind, zum anderen, weil eine erfolgreiche Entwicklungspolitik über Frauen lanciert werden muss, um für die gesamte Bevölkerung in den betroffenen Gebieten wirksam zu werden. Sie sind Schlüssel zur nachhaltigen Förderung menschenrechtlicher, wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung.

Speziell in den Ländern des Südens produzieren Frauen den größten Teil der Nahrungsmittel. Frauen setzen die Methoden der Empfängnisverhütung um, sie sind Trägerinnen der Familienplanung und sexuellen Aufklärung.

Gleichzeitig sind Frauen aber oft Opfer in vielen Lebensbereichen. 70% der Armen in der Welt sind Frauen. Vornehmlich Frauen und Kinder sind Opfer von Gewalt und Vergewaltigung. Weltweit sind 90% der Opfer von Kriegen ZivilistInnen, hauptsächlich Frauen und Kinder. Frauen sind mehrfach belastet durch ihre Rollen: sie sind Nahrungsmittelproduzentinnen, sie leisten den Hauptanteil der Arbeit in der Familie, pflegen die sozialen Bande in der Gemeinschaft, sind wesentlich öfter mit Diskriminierung und Gewalt konfrontiert – und haben gleichzeitig weniger Möglichkeiten sich selbst und ihre Kinder davor zu schützen.

Besonders nach der Beendigung von kriegerischen Auseinandersetzungen und bei der Erhaltung von Frieden ist es notwendig, Frauen in führenden Positionen einzusetzen. Derzeit sind weltweit gerade einmal 11 % aller ParlamentarierInnen weiblich – damit sind Frauen in einem absurden Ausmaß unterrepräsentiert.

Mädchen in den Entwicklungsländern eine Schulbildung zu ermöglichen, ist besonders wichtig und bislang völlig unzureichend durchgesetzt. In einigen Ländern des Südens werden weniger als die Hälfte der schulpflichtigen Mädchen eingeschult. Zwei Drittel aller SchulabbrecherInnen sind Mädchen. Sie heiraten jung und bekommen mehr und früher Kinder. Gebildete Frauen lassen sich und ihren Kindern eher eine medizinische Versorgung angedeihen, sind besser über Empfängnisverhütung aufgeklärt und verbessern damit entscheidend die Lebensqualität ihres Umfelds und damit der Gesellschaft.

Unbedingt notwendige Handlungsansätze:

· Aus den oben genannten Gründen muss das Empowerment von Frauen bei der Entwicklungszusammenarbeit als zentrales Thema gehandhabt werden – weder in den Landwirtschafts-, Wirtschafts- noch Demokratisierungsprogrammen darf „an den Frauen vorbei“ gefördert werden.

· In diesem Sinne muss auch die Schaffung von Strukturen ein zentrales Anliegen sein, in denen Frauen eine weitaus größere politische Verantwortung übernehmen können als dies ihnen derzeit möglich ist. Als Basis dazu bedarf es einer guten Datengrundlage zur Erstellung einschlägiger Programme und Budgets, orientiert am Genderaspekt.

· Bildungsoffensive für Mädchen: Aufgrund der oben dargelegten Zusammenhänge zwischen Bildungsmangel von Frauen und den Problemen in den verschiedenen Lebensbereichen der Entwicklungsländer muss die schulische Bildung von Mädchen systematisch vorangetrieben werden. Bereits installierte Förderungsmaßnahmen müssen vehement unterstützt werden und Gebiete mit mangelnden Initiativen auf diesem Sektor müssen Zielgebiete einer Bildungsoffensive für Mädchen werden.

· Sexuelle Aufklärungsarbeit muss ein fixer Bestandteil der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit werden, um das Selbstbestimmungsrecht der Frau gerade in Fragen der Familienplanung durchzusetzen.

· Im Bereich von Friedensverhandlungen und Wiederaufbauprogrammen nach kriegerischen Konflikten muss auf die Einbeziehung von Frauen in diese Entwicklungen besonders Bedacht genommen werden; zum einen wegen ihres Rechts auf Einflussnahme, zum anderen wegen ihres Beitrags zu einer Gesamtsicht der gesellschaftlichen Realität und ihrer Probleme.

AIDS/HIV

42 Millionen Menschen sind derzeit HIV-infiziert bzw. leiden an der Immunschwäche AIDS; noch in diesem Jahrzehnt werden es 100 Millionen sein, wenn nicht sofort massive Gegenmaßnahmen eingeleitet werden. Die meisten davon, nämlich 29, 4 Millionen Menschen, leben im südlichen Afrika. Das entspricht dort einem infizierten Anteil von rund einem Drittel der Erwachsenenbevölkerung. Und 58 % der Infizierten sind Frauen. 2002 infizierten sich 3,5 Millionen Menschen mit dem Virus, 720.000 von ihnen waren Kinder unter 15 Jahren.

Eine Vielzahl von Gründen führt dazu, dass Frauen im Vergleich zu Männern für die Immunschwäche-Krankheiten anfälliger sind:

· Soziale Stellung: Frauen sind besonders gefährdet, weil sie sich in der Regel wegen ihrer schwachen sozialen und wirtschaftlichen Stellung auch einem infizierten Partner nicht entziehen oder ihn zum Kondomgebrauch zwingen können. 

· Armut: Frauen sind oftmals gezwungen, ihr Überleben und das ihrer Kinder durch Prostitution zu sichern. 

· Gesundheit: Ihr allgemein schwächerer Gesundheitszustand, der durch hohe Geburtenzahlen und die Hauptarbeitslast zustande kommt, macht sie für Infektionen besonders anfällig.
Ursachen für die schnelle Verbreitung:

· Wanderarbeit, Migration oder militärische Einsätze: Sie gehen häufig mit Sexualkontakten und Prostitution einher.

· Frauen sind aus Armut gezwungen, den Lebensunterhalt für sich und ihre Kinder durch Prostitution zu verdienen.

· Vergewaltigung und Kindesmissbrauch: Viele Mädchen und junge Frauen haben gesellschaftlich bedingt eine zu schwache Position gegenüber den Männern. Es fehlt vor allem am Selbstbewusstsein und an der Macht, "Nein" sagen zu können. 

· Mehrfache Verwendung infizierter Klingen, zum Beispiel beim Friseur oder Barbier, bei traditionellen Heilern (wie bei Hautritzungen), männlicher Beschneidung oder weiblicher Genitalverstümmlung
Unbedingt notwendige Handlungsansätze:
· Während in der so genannten ersten Welt die medizinische Betreuung von HIV-Infizierten und an AIDS erkrankten Menschen einen vergleichsweise hohen Standard erreicht hat, ist das durch diese Erkrankung verursachte Elend in den Ländern des Südens auf Grund mangelnder Betreuung und Versorgung um vieles größer, als es gemäß der bereits errungenen Standards möglich wäre. Die internationale Staatengemeinschaft hat demnach Sorge dafür zu tragen, dass auch den ärmeren Menschen dieser Erde der bereits bestehende medizinische Fortschritt zugänglich wird.
· Der Bekämpfung von AIDS muss Priorität eingeräumt werden, da sonst viele andere Anstrengungen der Entwicklung von Ländern konterkariert werden. Eine Kritik an Programmen, wie jenen der USA, welche die Eindämmung von AIDS ausschließlich über die sexuelle Enthaltsamkeit umsetzen wollen und das Verwenden von Kondomen ächten, muss ihren Platz im Rahmen der internationalen Diplomatie finden.
· Den Aktivitäten der österreichischen Entwicklungszusammenarbeit muss folgende Einsicht zu Grunde liegen: nur wenn die gesellschaftliche Position der Frauen in den Ländern des Südens gestärkt wird, es genügend Arbeitsangebote abseits von Schattenwirtschaft und Prostitution gibt und Frauen in die Lage versetzt werden, unerwünschten Geschlechtsverkehr zurückweisen zu können, kann ein erster wichtiger Schritt zur Eindämmung von AIDS unternommen werden.

Weibliche Genitalverstümmelung (FGM)

Die weibliche Genitalverstümmelung, FGM (Female Genitale Mutilation), ist eine etwa fünftausend Jahre alte Praxis, die nach Schätzungen von Menschenrechtsorganisationen weltweit ca. 155 Millionen Frauen betrifft. Jährlich kommen weitere zwei Millionen Opfer hinzu, und zwar nicht nur in islamischen Ländern, wie oft angenommen. In 28 afrikanischen Staaten sind nach wie vor bis zu 90 % der Mädchen und jungen Frauen von dieser Art der Gewaltanwendung betroffen. Den Mädchen werden dabei ohne Betäubungsmittel mit Messern, Glasscherben oder Rasierklingen die Geschlechtsteile amputiert. Die physischen und psychischen Qualen setzen sich deren ganzes Leben lang fort, zum Beispiel auch deswegen, weil vor jedem Geschlechtsverkehr und jeder Geburt die Genitalien der Frau geöffnet und danach wieder zugenäht werden.

Unbedingt notwendige Handlungsansätze:

· FGM stellt eine strukturelle Gewalt gegen Frauen dar, wie sie auch durch Steinigungen, frühe Verheiratungen oder Polygamie der Fall ist, und ist in Österreich dezidiert als Asylgrund anzuerkennen.

· Österreich muss sich sowohl in der Europäischen Union als auch in den Vereinten Nationen dafür einsetzen, dass die internationale Bekämpfung von FGM vorangetrieben wird.

· Die österreichische Entwicklungszusammenarbeit muss bestrebt sein, zahlreiche Initiativen, die es vor allem in Afrika schon zur Bekämpfung von FGM gibt, zu bewerben und zu unterstützen.

· Laut einer Studie, die Barbara Prammer als Frauenministerin finanzierte, ist es für manche MigrantInnen aus Afrika auch in Österreich üblich, ihre Töchter beschneiden zu lassen. Aufklärung über die oft tödlichen Konsequenzen von FGM für Mädchen und Frauen in der African Community Österreichs ist ebenso notwendig wie eine Nachfolgestudie, welche die aktuelle Situation erhebt. 

· FGM ist in Österreich rechtlich verboten (Kindesmisshandlung, Körperverletzung), Verstöße müssen verfolgt und geahndet werden. Darüber hinaus muss die Aufklärung von MigrantInnen forciert werden, die darlegt, dass weder religiöse noch etwa hygienische Gründe für FGM bestehen und welche hohen gesundheitlichen Risiken damit verbunden sind. Besonders junge Menschen müssen überzeugt werden, um eine Trendwende für künftige Generationen herbeizuführen.

· Künftig soll der 6. Februar ein internationaler Tag der Null-Toleranz sein, wie auf der Konferenz „Zero Tolerance on FGM“ des Inter African Committee (IAC) im Februar dieses Jahres in Addis Abeba (Äthiopien) beschlossen wurde. Dieser muss auch in Österreich aufgegriffen, publik gemacht und genützt werden, um die in diesem Bereich so wichtige Öffentlichkeitsarbeit voranzubringen.

Aktion der Wiener SPÖ Frauen:

Die Wiener SPÖ-Frauen unterstützen ein Projekt von Care gegen Genitalverstümmelung in Äthiopien finanziell, für das Spenden gesammelt werden. Dabei wird vor allem in der Afar-Region Aufklärungsarbeit von und mit Frauen bezüglich der negativen Folgen von FGM betrieben (siehe Folder).

Spendenkonto „Äthiopien-Projekt gegen Genitalverstümmelung“:

Kontonummer: 100 105 425 24
Bankleitzahl: 14000
